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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zur Rolle des Europäischen Parlaments in seinen Beziehungen 
zum Europäischen Rat 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 
unter Hinweis darauf, daß die institutionelle Weiterentwicklung 

der Gemeinschaft zu den Zielen gehört, auf die immer wieder 
ausdrücklich in den Präambeln der Gemeinschaftsverträge sowie 
in den Ergänzungen und Änderungen dazu hingewiesen wird, 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß in den verschiedenen 
Phasen des Aufbaus der Gemeinschaft zunächst „Gipfelkonferen-
zen" und anschließend Tagungen des „Europäischen Rats" einbe-
rufen wurden, auf denen versucht wurde, auf der Ebene der 
Staats- und Regierungschefs Leitlinien und Stufen für die europäi-
sche Integration festzulegen, 

in Erwägung der unterschiedlichen Erfahrungen, die in der 
langen Geschichte des „Europäischen Rates" gesammelt wurden, 
und in Erwägung der Notwendigkeit, seine rechtliche, politische 
und funktionale Rolle innerhalb der politischen Wirklichkeit Euro-
pas zu definieren, 

unter Betonung der Wichtigkeit, daß sich die künftige Gemein-
schaft in harmonischer Weise entwickelt, wobei das Parlament 
immer stärker die Rolle eines politischen Motors und ständigen 
Gesprächspartners der Institutionen und des Europäischen Rates 
spielen muß, 

unter erneutem Hinweis auf die Notwendigkeit einer harmoni-
schen Entwicklung der institutionellen Struktur der Gemein-
schaft, in der das Parlament immer stärker die ihm zustehende 
Funktion des Zentralorgans wahrnehmen und die Kommission 
und der Rat die ihnen durch die Verträge übertragene Rolle 
wieder uneingeschränkt spielen müssen, 

in Genugtuung darüber, daß der Europäische Rat sich jüngst 
positiv zu der Möglichkeit gestellt hat, die von erheblicher politi- 
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scher Bedeutung ist, mit dem Europäischen Parlament ständige 
und konstruktive Beziehungen zu unterhalten, 

in Kenntnis des Berichts des Politischen Ausschusses und der 
Stellungnahme des Rechtsausschusses (Dok. 1-739/81) 

BESTÄTIGT DIE NOTWENDIGKEIT 

1. daß der Europäische Rat in allen Fällen, in denen er als Rat im 
Sinne der Verträge handelt, sich an die zwischen Rat und 
Europäischem Parlament festgelegten Konsultations- und Kon-
zertierungsverfahren zu halten hat; 

2. daß der Europäische Rat das Europäische Parlament rasch über 
die Abwicklung und den Inhalt seiner Tagungen informiert; 

3. daß sich der Europäische Rat einmal im Jahr — vertreten durch 
seinen Präsidenten — an einer allgemeinen Aussprache des 
Parlaments über den „ Stand der europäischen Integration und 
der Rolle der Gemeinschaft in der internationalen Politik" 
beteiligen sollte. Der Europäische Rat hätte dem Europäischen 
Parlament ein schriftliches Dokument zu diesem Thema einen 
Monat vor der gemeinsamen Aussprache zu übermitteln, die 
mit der Debatte über den Jahresbericht der Kommission gekop-
pelt sein könnte; 

4. daß der Europäische Rat sich bereit erklären sollte, auf den 
seinen Tagungen jeweils folgenden Plenartagungen des Euro-
päischen Parlaments diesem durch den Ministerrat oder durch 
die im Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
zusammentretenden Außenminister über Verlauf und Ergeb-
nisse seiner Tagung Auskunft zu geben; 

5. daß unter Achtung des nach den Verträgen gewollten institu-
tionellen Gleichgewichts die Rolle der Kommission und deren 
politische Kontrolle durch das Europäische Parlament unange-
tastet bleiben; 

6. daß die im Zagari-Bericht enthaltene Forderung nach einem 
Ausgleich voll berücksichtigt wird und der Europäische Rat 
sich seiner Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten betref-
fend die Entscheidung über den Sitz der Institutionen der 
Gemeinschaft bewußt ist; 

7. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung und den 
dazugehörigen Bericht dem Europäischen Rat, dem Rat und der 
Kommission sowie den Parlamenten und Regierungen der Mit-
gliedstaaten zu übermitteln. 


